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Allgemeine Verkaufsbedingungen zu Verkäufen gebrauchter Nutzfahrzeuge, Anhänger und 
Baumaschinen vom Verkäufer 

 

Seggewiß Baumaschinen & Vertriebs GmbH 

Heinestraße 2-6 
48703 Stadtlohn 

Tel.: +49 (0)2563 915376414 

mail@seggewiss-baumaschinen.de 

an den Käufer. 

I. Geltungsbereich, Informationen, Allgemeines 

1. Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) gelten zwischen uns und unseren Kunden 

ausschließlich. 

2. Kunden im Sinne dieser Allgemeinen Verkaufs- und Lieferbedingungen sind Verbraucher, die 

das 18. Lebensjahr vollendet haben, Unternehmer als auch juristische Personen des 

öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliche Sondervermögen. Ein Verkauf an Verbraucher, 

die das 18. Lebensjahr nicht vollendet haben, findet nicht statt. 

a) Unternehmer im Sinne dieser AGB ist entsprechend § 14 BGB jede natürliche oder 

juristische Person oder eine rechtsfähige Personengesellschaft (z.B. Aktiengesellschaft, 

GmbH), die bei Abschluss eines Rechtsgeschäfts in Ausübung ihrer gewerblichen oder 

selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt. Eine rechtsfähige Personengesellschaft ist 

eine Personengesellschaft, die mit der Fähigkeit ausgestattet ist, Rechte zu erwerben und 

Verbindlichkeiten einzugehen. 

b) Verbraucher im Sinne dieser AGB ist entsprechend § 13 BGB jede natürliche Person, die 

ein Rechtsgeschäft zu einem Zweck abschließt, dass weder ihrer gewerblichen noch ihrer 

selbständigen beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden kann. Die AGB gelten in der zum 

Zeitpunkt der Bestellung des Kunden gültigen Fassung als Rahmenvereinbarung auch für 

gleichartige künftige Verträge, ohne dass wir in jedem Einzelfall wieder auf sie hinweisen 

müssten. 

3. Handelt es sich bei dem Kunden um einen Unternehmer, 
a) so gelten die AGB in der zum Zeitpunkt der Bestellung des Kunden gültigen 

Fassung als Rahmenvereinbarung auch für gleichartige künftige Verträge, ohne 
dass wir in jedem Einzelfall wieder auf sie hinweisen müssten. 

b) In unseren Prospekten, Anzeigen und sonstigen Angebotsunterlagen enthaltene 
Abbildungen oder Zeichnungen sind nur annähernd maßgebend, soweit die darin 
enthaltenen Angaben nicht durch uns ausdrücklich als verbindlich bezeichnet 
worden sind. 

c) gelten die vorliegenden Allgemeinen Verkaufs- und Lieferbedingungen 
ausschließlich. Abweichende, entgegenstehende oder ergänzende Allgemeine 
Geschäftsbedingungen des Kunden werden nur dann und insoweit 
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Vertragsbestandteil, als wir ihrer Geltung ausdrücklich zugestimmt haben. 
Dieses Zustimmungserfordernis gilt in jedem Fall, beispielsweise auch dann, 
wenn wir in Kenntnis der AGB des Kunden die Lieferung an ihn vorbehaltlos 
ausführen.  

d) Bei Unternehmergeschäften finden handelsrechtliche Vorschriften Anwendung. 
4. Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit dem Kunden, einschließlich 

Nebenabreden, Ergänzungen und Änderungen haben in jedem Fall Vorrang vor diesen 

Allgemeinen Geschäftsbedingungen. Für den Inhalt derartiger Vereinbarungen ist, 

vorbehaltlich des Gegenbeweises, ein schriftlicher Vertrag bzw. die schriftliche 

Auftragsbestätigung maßgebend. 

5. Ebenfalls gehen die Anlagen zu Verträgen, wie auch die schriftlich formulierten 
vorvertraglichen Vereinbarungen diesen AGB vor. Es ergibt sich somit eine Hierarchie in 
der Form, dass zunächst individuelle Vereinbarungen, dann die schriftlichen 
vorvertraglichen Vereinbarungen und die schriftlichen Anlagen und dann die AGB gelten. 

6. Bei Unternehmergeschäften finden handelsrechtliche Vorschriften Anwendung. 

II. Vertragsabschluss/Übertragung von Rechten und Pflichten des Käufers  
1. Der Käufer ist an die Bestellung bis 10 Tage, bei Nutzfahrzeugen bis 2 Wochen 

gebunden. Der Kaufvertrag ist abgeschlossen, wenn der Verkäufer die Annahme der 
Bestellung des näher bezeichneten Kaufgegenstandes innerhalb dieser Frist in Textform 
bestätigt oder die Lieferung ausführt. Der Verkäufer ist jedoch verpflichtet, den Besteller 
unverzüglich zu unterrichten, wenn er die Bestellung nicht annimmt.  

2. Übertragungen von Rechten und Pflichten des Käufers aus dem Kaufvertrag bedürfen der 
Zustimmung des Verkäufers in Textform. Dies gilt nicht für einen auf Geld gerichteten 
Anspruch des Käufers gegen den Verkäufer. Für andere Ansprüche des Käufers gegen 
den Verkäufer bedarf es der vorherigen Zustimmung des Verkäufers dann nicht, wenn 
beim Verkäufer kein schützenswertes Interesse an einem Abtretungsausschluss besteht 
oder berechtigte Belange des Käufers an einer Abtretbarkeit des Rechtes das 
schützenswerte Interesse des Verkäufers an einem Abtretungsausschluss überwiegen. 

III. Preise  
1. Der Preis des Kaufgegenstandes versteht sich ohne Skonto und sonstige Nachlässe ab 

Standort des Kaufgegenstandes.  
2. Die Preise verstehen sich -soweit nicht explizit anders benannt- als Netto-Preise ohne 

Umsatzsteuer, Mehrwertsteuer oder vergleichbare Steuern. Die gesetzlich anfallende 
Umsatzsteuer oder vergleichbare Steuern werden zusätzlich zu den Netto-Preisen 
berechnet, es sei denn, der Käufer schuldet die Umsatzsteuer oder vergleichbare 
Steuern von Gesetzes wegen und das Reverse-Charge-Verfahren ist anzuwenden. Der 
Käufer wird den Verkäufer nach besten Kräften bei der Erlangung einer Steuerbefreiung 
oder Anwendbarkeit eines Nullsteuersatzes für die Lieferungen unterstützen. Der Käufer 
wird dem Verkäufer innerhalb von 14 Tagen nach schriftlicher Aufforderung durch den 
Verkäufer alle in diesem Zusammenhang angeforderten Dokumente übermitteln (z. B. 
Befreiungszertifikate für Lieferungen, Verbringensnachweis für EU- interne Lieferungen 
oder Ausfuhrnachweise für Exporte).  
Soweit dem Verkäufer eine Verpflichtung zur Zahlung von Umsatzsteuer oder 
vergleichbaren Steuern entsteht, die aus einer Verletzung der Verpflichtungen aus dieser 
Ziffer seitens des Käufers resultiert, hat der Käufer diese Umsatzsteuer oder 
vergleichbare Steuern dem Verkäufer zu erstatten.  
Sollte die Vergütung einer gesetzlichen Quellensteuer unterliegen, darf der Käufer die 
Quellensteuer nur in Höhe des nach dem nationalen Recht im Ansässigkeitsstaat des 
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Käufers zulässigen Betrages einbehalten und diese an die Finanzbehörde im Namen vom 
Verkäufer abführen. Existiert ein Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) zwischen 
Deutschland und dem Ansässigkeitsstaat des Käufers, darf der Käufer nur den nach 
diesem anwendbaren vorgegebenen maximalen Quellensteuerbetrag von den Zahlungen 
an den Verkäufer einbehalten, soweit die Voraussetzungen für eine 
Quellensteuerreduktion vorliegen. Der Verkäufer ist für die Erfüllung der formalen 
Voraussetzungen für eine Quellensteuerreduktion verantwortlich. Alle notwendigen 
Anträge werden vom Verkäufer beschafft. Der Käufer ist verpflichtet, den Verkäufer bei 
der Erlangung der Quellensteuerreduktion nach besten Kräften zu unterstützen. Der 
Käufer verpflichtet sich, unaufgefordert und unverzüglich einen offiziellen Nachweis über 
die auf Rechnung der Seggewiss abgeführte Steuer der Seggewiss vorzulegen. 

3. Vereinbarte Nebenleistungen (z.B. Überführungskosten, Finanzierungskosten) werden 
zusätzlich berechnet. Zölle, Frachten und ähnliche Abgaben hat der Käufer zu tragen. 

IV. Zahlung  
1. Der Kaufpreis und Preise für Nebenleistungen sind bei Übergabe des Kaufgegenstandes 

und Aushändigung oder Übersendung der Rechnung zur Zahlung fällig.  
2. Die Zahlung des Kaufpreises ist von einem dem Käufer gehörenden Bankkonto zu leisten. 

Ausgenommen davon sind:  
a. Barzahlungen unter 10.000€ Euro  
b. Zahlungen eines Dritten, soweit dies in Textform mit dem Verkäufer vereinbart 

worden ist (Leasing oder Finanzierungen).  
3. Gegen Ansprüche des Verkäufers kann der Käufer nur dann aufrechnen, wenn die 

Forderung des Käufers unbestritten ist oder ein rechtskräftiger Titel vorliegt. Hiervon 
ausgenommen sind Gegenforderungen des Käufers aus demselben Vertragsverhältnis. 
Ein Zurückbehaltungsrecht kann er nur dann geltend machen, soweit es auf den 
Ansprüchen aus dem Kaufvertrag beruht.  

V. Lieferung und Lieferverzug  
1. Liefertermine und Lieferfristen, die verbindlich oder unverbindlich vereinbart werden 

können, sind in Textform anzugeben. Die Lieferfrist beginnt, wenn nicht anders 
vereinbart, mit dem Datum der schriftlichen Auftragsbestätigung und nachdem alle 
technischen und kaufmännischen Einzelheiten geklärt sind und Anzahlungen, sofern 
diese vereinbart sind, geleistet wurden. Sie ist eingehalten, wenn der Kaufgegenstand 
zur Abholung bereitsteht und dies dem Käufer mitgeteilt ist.  

2. Der Käufer kann 2 Wochen nach Überschreiten eines unverbindlichen Liefertermins den 
Verkäufer auffordern zu liefern. Mit dem Zugang der Aufforderung kommt der Verkäufer in 
Verzug. Besteht ein Anspruch des Käufers auf Ersatz eines Verzugsschadens, beschränkt 
sich dieser bei leichter Fahrlässigkeit des Verkäufers auf höchstens 5% des vereinbarten 
Kaufpreises.  

3. Will der Käufer darüber hinaus vom Vertrag zurücktreten und/oder Schadenersatz statt 
der Leistung verlangen, muss er dem Verkäufer nach Ablauf der in Ziffer 2 Satz 1 dieses 
Abschnitts genannten Frist eine angemessene Frist zur Lieferung setzen. Besteht ein 
Anspruch des Käufers auf Schadensersatz statt der Leistung, beschränkt sich dieser bei 
leichter Fahrlässigkeit auf höchstens 10% des vereinbarten Kaufpreises.  

4. Ist der Käufer eine juristische Person des öffentlichen Rechts, ein öffentlich-rechtliches 
Sondervermögen oder ein Unternehmer, der bei Abschluss des Vertrages in Ausübung 
seiner gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt, sind 
Schadenersatzansprüche bei leichter Fahrlässigkeit ausgeschlossen.  
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5. Wird ein verbindlicher Liefertermin oder eine verbindliche Lieferfrist überschritten, 
kommt der Verkäufer bereits mit Überschreiten des Liefertermins oder der Lieferfrist in 
Verzug. Die Rechte des Käufers bestimmen sich dann nach Ziffer 2 Satz 3 und Ziffer 3 
dieses Abschnitts.  

6. Die Haftungsbegrenzungen und Haftungsausschlüsse dieses Abschnitts V. gelten nicht 
für Schäden, die auf einer grob fahrlässigen oder vorsätzlichen Verletzung von Pflichten 
des Verkäufers, seines gesetzlichen Vertreters oder seines Erfüllungsgehilfen beruhen 
sowie bei Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit.  

7. Höhere Gewalt oder beim Verkäufer oder dessen Lieferanten eintretende sonstige nicht 
vorhersehbare Ereignisse (Betriebsstörungen, Krieg, Naturkatastrophen, Aufruhr, 
Unterbrechung des Transportwesens, Streik, Aussperrung, Beschlagnahme, Blockade, 
Feuer, behördliche Anordnungen oder Pandemien), die den Verkäufer ohne eigenes 
Verschulden vorübergehend daran hindern, den Kaufgegenstand zum vereinbarten 
Termin oder innerhalb der vereinbarten Frist zu liefern, verändern die in Ziffer 1 bis 4 
dieses Abschnitts genannten Termine und Fristen um die Dauer der durch diese 
Umstände bedingten Leistungsstörungen. Der Käufer kann vom Vertrag zurücktreten, 
sofern entsprechende Störungen zu einem Leistungsaufschub von mehr als vier 
Monaten führen. Andere Rücktrittsrechte bleiben davon unberührt.  

VI. Abnahme  
1. Der Käufer ist verpflichtet, den Kaufgegenstand innerhalb von 7 Tagen ab Zugang der 

Bereitstellungsanzeige abzunehmen. Im Falle der Nichtabnahme kann der Verkäufer von 
seinen gesetzlichen Rechten Gebrauch machen.  

2. Alle Gefahren gehen, soweit im Einzelfall nicht anders vertraglich vereinbart, mit der 
Abnahme des Kaufgegenstandes auf den Käufer über.  

3. Verlangt der Verkäufer Schadensersatz, so beträgt dieser 10% des Kaufpreises. Der 
Schadensersatz ist höher oder niedriger anzusetzen, wenn der Verkäufer einen höheren 
Schaden nachweist oder der Käufer nachweist, dass ein geringerer oder überhaupt kein 
Schaden entstanden ist. 

VII. Eigentumsvorbehalt  
1. Der Kaufgegenstand bleibt bis zum vollständigen Ausgleich der dem Verkäufer aufgrund 

des Kaufvertrages zustehenden Forderungen Eigentum des Verkäufers.  
2. Ist der Käufer eine juristische Person des öffentlichen Rechts, ein öffentlich-rechtliches 

Sondervermögen oder ein Unternehmer, der bei Abschluss des Vertrages in Ausübung 
seiner gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt, bleibt der 
Eigentumsvorbehalt auch bestehen für Forderungen des Verkäufers gegen den Käufer 
aus der laufenden Geschäftsbeziehung bis zum Ausgleich von im Zusammenhang mit 
dem Kauf zustehenden Forderungen.  

3. Auf Verlangen des Käufers ist der Verkäufer zum Verzicht auf den Eigentumsvorbehalt 
verpflichtet, wenn der Käufer sämtliche mit dem Kaufgegenstand im Zusammenhang 
stehenden Forderungen unanfechtbar erfüllt hat und für die übrigen Forderungen aus 
den laufenden Geschäftsbeziehungen eine angemessene Sicherung besteht.  

4. Der Käufer, der am Kaufgegenstand eine nicht nur unerhebliche Wertschöpfung erbringt, 
ist zur Weiterveräußerung des Kaufgegenstandes im normalen Geschäftsverkehr 
berechtigt. Die Forderungen des Käufers aus der Weiterveräußerung des 
Kaufgegenstandes tritt der Käufer schon jetzt an den Verkäufer in Höhe des mit ihm 
vereinbarten Kaufpreises ab. Diese Abtretung gilt unabhängig davon, ob die Kaufsache 
ohne oder nur nach Verarbeitung weiterverkauft worden ist. Der Käufer bleibt zur 
Einziehung der Forderung auch nach der Abtretung ermächtigt. Die Befugnis für den 



Seite 5 von 9 
 

Verkäufer, die Forderung auch einzuziehen, bleibt davon unberührt. Der Verkäufer wird 
jedoch die Forderung nicht einziehen, solange der Käufer seinen 
Zahlungsverpflichtungen nachkommt, nicht in Zahlungsverzug ist und insbesondere 
nicht einen Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt hat.  

5. Während der Dauer des Eigentumsvorbehalts steht das Recht zum Besitz der 
Zulassungsbescheinigung Teil II dem Verkäufer zu.  

6. Ist der Käufer mit der Zahlung im Verzug, kann der Verkäufer vom Kaufvertrag 
zurücktreten. Der Verkäufer ist berechtigt, unbeschadet der Zahlungsverpflichtungen 
des Käufers, den wieder in Besitz genommenen Kaufgegenstand nebst Zubehör durch 
freihändigen Verkauf bestmöglich zu verwerten. Nach seiner Wahl ist der Verkäufer auch 
berechtigt, den gewöhnlichen Wert des Kaufgegenstandes durch einen öffentlich 
bestellten und vereidigten Sachverständigen ermitteln zu lassen. Der Käufer trägt 
sämtliche Kosten der Rücknahme und Verwertung des Kaufgegenstandes. Die 
Verwertungskosten betragen ohne Nachweis 5% des gewöhnlichen Verkaufswertes. Sie 
sind höher oder niedriger anzusetzen, wenn der Verkäufer höhere Kosten nachweist oder 
der Käufer nachweist, dass geringere oder überhaupt keine Kosten entstanden sind. 
Kommt der Käufer seinen Verbindlichkeiten nicht nach und macht der Verkäufer seinen 
Eigentumsvorbehalt geltend, so kann in keinem Fall eingewendet werden, dass der 
Kaufgegenstand zur Aufrechterhaltung des Gewerbes des Käufers dienen müsse.  

7. Eine Verpfändung oder Sicherungsübereignung des Kaufgegenstandes während des 
Bestehens eines Eigentumsvorbehalts ist ohne die schriftliche Zustimmung des 
Verkäufers unzulässig.  

8. Bei Eingreifen von Gläubigern des Käufers, insbesondere bei Pfändungen des 
Kaufgegenstandes, hat der Käufer dem Verkäufer durch Einschreiben Mitteilung zu 
machen. Die Kosten von Maßnahmen zur Beseitigung des Eingriffes, insbesondere von 
Interventionsprozessen, trägt der Käufer, wenn der Verkäufer sie nicht von der 
Gegenpartei einziehen kann.  

9. Während der Dauer des Eigentumsvorbehaltes hat der Käufer auf Verlangen des 
Verkäufers den Kaufgegenstand gegen Diebstahl, Einbruch, Feuer, Haftpflicht und 
Beschädigung zu versichern mit der Maßgabe, dass die Rechte aus dem 
Versicherungsvertrag bis zur Restzahlung und in dieser Höhe dem Verkäufer zustehen. 
Die Versicherungspolice sowie Prämienquittungen sind dem Verkäufer auf Verlangen 
vorzuzeigen.  

10. Der Käufer hat die Pflicht, während der Dauer des Eigentumsvorbehaltes den 
Kaufgegenstand in ordnungsgemäßen Zustand zu erhalten und erforderlich werdende 
Reparaturen sofort fachmännisch auszuführen.  

11. Der Verkäufer hat das Recht, auf die in Ziffer VII geregelten Eigentumsvorbehaltsrechte 
mittels einer schriftlichen Erklärung gegenüber dem Käufer zu verzichten. Der Käufer 
stimmt der Verzichtserklärung zu, in dem er die nächste, auf die Abgabe der 
Verzichtserklärung folgende, durch ihn beauftragte Leistung und/ oder Warenlieferung 
durch den Verkäufer annimmt, oder durch Abgabe einer entsprechenden schriftlichen 
Erklärung gegenüber dem Verkäufer.  

VIII. Haftung für Sachmängel und Rechtsmängel  
1. Sofern der Käufer ein Verbraucher im Sinne von § 13 BGB ist, kann eine Verkürzung der 

zweijährigen Verjährungsfrist für Sachmängel und Rechtsmängel auf nicht weniger als 
ein Jahr ab Ablieferung des Kaufgegenstandes an den Käufer nur wirksam vereinbart 
werden, wenn der Käufer vor Abgabe seiner Vertragserklärung von der Verkürzung der 
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Verjährungsfrist eigens in Kenntnis gesetzt und die Verkürzung im Vertrag ausdrücklich 
und gesondert vereinbart wird.  

2. Für Sach- und Rechtsmängel an Waren mit digitalen Elementen gelten für die digitalen 
Elemente nicht die Bestimmungen dieses Abschnittes, 

3. Die Haftung des Verkäufers für Sachmängel und Rechtsmängel beträgt ein Jahr ab 
Ablieferung des Kaufgegenstandes an den Käufer (Haftungsdauer des Verkäufers), 
soweit nichts anderes vereinbart wurde. Die Verjährungsfrist für Ansprüche wegen 
Sachmängeln, die während der Haftungsdauer des Verkäufers entstanden sind, beträgt 
zwei Jahre ab Ablieferung des Kaufgegenstandes an den Käufer.  

4. Ist der Käufer eine juristische Person des öffentlichen Rechts, ein öffentlich-rechtliches 
Sondervermögen oder ein Unternehmer, der bei Abschluss des Vertrages in Ausübung 
seiner gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt, erfolgt der Verkauf 
unter Ausschluss jeglicher Sach- und Rechtsmängelansprüche. Weitergehende 
Ansprüche bleiben unberührt, soweit der Verkäufer aufgrund Gesetzes zwingend haftet 
oder etwas anderes vereinbart wird. 

5. Die Haftungsverkürzung in Ziffer 3, Satz 1, sowie der Ausschluss der Sachmängelhaftung 
in Ziffer 2 gelten nicht für Schäden, die auf einer grob fahrlässigen oder vorsätzlichen 
Verletzung von Pflichten des Verkäufers, seines gesetzlichen Vertreters oder seines 
Erfüllungsgehilfen beruhen, sowie bei Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit.  

6. Hat der Verkäufer aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen für einen Schaden 
aufzukommen, der leicht fahrlässig verursacht wurde, so haftet der Verkäufer 
beschränkt: Die Haftung besteht nur bei Verletzung vertragswesentlicher Pflichten, etwa 
solcher, die der Kaufvertrag dem Verkäufer nach seinem Inhalt und Zweck gerade 
auferlegen will oder deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des 
Kaufvertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Käufer regelmäßig 
vertraut und vertrauen darf. Diese Haftung ist auf den bei Vertragsabschluss 
vorhersehbaren typischen Schaden begrenzt. 

7. Unabhängig von einem Verschulden des Verkäufers bleibt eine etwaige Haftung des 
Verkäufers bei arglistigem Verschweigen eines Mangels, aus der Übernahme einer 
Garantie oder eines Beschaffungsrisikos und nach dem Produkthaftungsgesetz 
unberührt.  

8. Keine Sachmängel liegen insbesondere vor bei Schäden aufgrund der Nichtbeachtung 
der Betriebsanleitung, der Unterlassung vorgeschriebener Wartungsarbeiten oder der 
nicht sachgerechten Durchführung von Wartungsarbeiten. 

9. Soll eine Mängelbeseitigung durchgeführt werden, gilt Folgendes:  
a) Ansprüche wegen Sachmängeln hat der Käufer beim Verkäufer geltend zu 

machen. Bei mündlichen Anzeigen von Ansprüchen ist dem Käufer eine 
Bestätigung über den Eingang der Anzeige in Textform auszuhändigen.  

b) Für die zur Mängelbeseitigung eingebauten Teile kann der Käufer 
Sachmängelansprüche aufgrund des Kaufvertrages bis zum Ablauf der 
Haftungsdauer des Verkäufers geltend machen. Ersetzte Teile werden Eigentum 
des Verkäufers.  

IX. Haftung des Verkäufers im Falle der Unmöglichkeit  
1. Wird die Lieferung der Sache für den Verkäufer unmöglich, so ist die Haftung des 

Verkäufers bei leichter Fahrlässigkeit auf den im Abschnitt V. „Lieferung und 
Lieferverzug" Ziffer 3 und Ziffer 5 geregelten Haftungsumfang begrenzt.  

2. Wird dem Verkäufer, während er in Verzug mit der Lieferung im Sinne des Abschnitt V. 
„Lieferung und Lieferverzug“ ist, die Lieferung durch Zufall unmöglich, so haftet er 
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ebenfalls mit den in Abschnitt V. „Lieferung und Lieferverzug" Ziffer 3 und 5 vereinbarten 
Haftungsbegrenzungen. Der Verkäufer haftet nicht, wenn der Schaden auch bei 
rechtzeitiger Lieferung eingetreten wäre.  

X. Haftung für sonstige Ansprüche  
1. Für sonstige Ansprüche des Käufers, die nicht in Abschnitt VIII. „Haftung für Sachmängel 

und Rechtsmängel“ geregelt sind, gelten die gesetzlichen Verjährungsfristen.  
2. Die Haftung wegen Lieferverzuges ist in Abschnitt V. „Lieferung und Lieferverzug“ 

abschließend geregelt. Die Haftung des Verkäufers in den Fällen der Unmöglichkeit ist in 
Abschnitt IX. „Haftung des Verkäufers im Falle der Unmöglichkeit“ geregelt.  

3. Für sonstige Schadensersatzansprüche gegen den Verkäufer gelten die Regelungen in 
Abschnitt VIII. „Haftung für Sachmängel und Rechtsmängel“, Ziffer 3, 4, 5 entsprechend.  

4. Wenn der Käufer ein Verbraucher im Sinne von § 13 BGB ist und Vertragsgegenstand 
auch die Bereitstellung digitaler Inhalte oder digitaler Dienstleistungen ist, wobei das 
Fahrzeug seine Funktion auch ohne diese digitalen Produkte erfüllen kann, gelten für 
diese digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen die gesetzlichen Vorschriften der 
§§ 327 ff BGB. 

XI. Fernabsatzverträge 

Sofern der Kunde Verbraucher ist und es sich bei dem geschlossenen Vertrag um 
einen Fernabsatzvertrag (Definition s. Abs. 2) handelt, gelten zusätzlich die 
nachfolgenden Absätze 3 und 4. Auf übrige Verträge finden die nachfolgenden 
Absätze 3 und 4 keine Anwendung. 

Fernabsatzverträge sind Verträge über die Lieferung von Waren oder über die 
Erbringung von Dienstleistungen, einschließlich Finanzdienstleistungen, die 
zwischen einem Unternehmer und einem Verbraucher unter ausschließlicher 
Verwendung von Fernkommunikationsmitteln abgeschlossen werden, es sei denn, 
dass der Vertragsschluss nicht im Rahmen eines für den Fernabsatz organisierten 
Vertriebs- oder Dienstleistungssystems erfolgt. Finanzdienstleistungen im Sinne des 
Satzes 1 sind Bankdienstleistungen sowie Dienstleistungen im Zusammenhang mit 
einer Kreditgewährung, Versicherung, Altersversorgung von Einzelpersonen, 
Geldanlage oder Zahlung. Fernkommunikationsmittel sind Kommunikationsmittel, 
die zur Anbahnung oder zum Abschluss eines Vertrags zwischen einem Verbraucher 
und einem Unternehmer ohne gleichzeitige körperliche Anwesenheit der 
Vertragsparteien eingesetzt werden können, insbesondere Briefe, Kataloge, 
Telefonanrufe, Telekopien, E-Mails sowie Rundfunk, Tele- und Mediendienste. 

 

Widerrufsbelehrung: 

Verbraucher haben das folgende 

Widerrufsrecht: 

Sie haben das Recht, binnen vierzehn Tagen ohne Angabe von Gründen diesen 
Vertrag zu widerrufen. Die Widerrufsfrist beträgt vierzehn Tage ab dem Tag, an dem 
Sie oder ein von Ihnen benannter Dritter, der nicht der Beförderer ist, die Waren in 
Besitz genommen haben bzw. hat. Um Ihr Widerrufsrecht auszuüben, müssen Sie 
uns  
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mittels einer eindeutigen Erklärung (z. B. ein mit der Post versandter Brief oder E-
Mail) über Ihren Entschluss, diesen Vertrag zu widerrufen, informieren. Sie können 
dafür das beigefügte Muster-Widerrufsformular verwenden, das jedoch nicht 
vorgeschrieben ist. Zur Wahrung der Widerrufsfrist reicht es aus, dass Sie die 
Mitteilung über die Ausübung des Widerrufsrechts vor Ablauf der Widerrufsfrist 
absenden. 

Folgen des Widerrufs 

Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, haben wir Ihnen alle Zahlungen, die wir von 
Ihnen erhalten haben, einschließlich der Lieferkosten (mit Ausnahme der 
zusätzlichen Kosten, die sich daraus ergeben, dass Sie eine andere Art der Lieferung 
als die von uns angebotene, günstigste Standardlieferung gewählt haben), 
unverzüglich und spätestens binnen vierzehn Tagen ab dem Tag zurückzuzahlen, an 
dem die Mitteilung über Ihren Widerruf dieses Vertrags bei uns eingegangen ist. Für 
diese Rückzahlung verwenden wir dasselbe Zahlungsmittel, das Sie bei der 
ursprünglichen Transaktion eingesetzt haben, es sei denn, mit Ihnen wurde 
ausdrücklich etwas anderes vereinbart; in keinem Fall werden Ihnen wegen dieser 
Rückzahlung Entgelte berechnet. Wir können die Rückzahlung verweigern, bis wir die 
Waren wieder zurückerhalten haben oder bis Sie den Nachweis erbracht haben, 
dass Sie die Waren zurückgesandt haben, je nachdem, welches der frühere 
Zeitpunkt ist. 

Sie haben die Waren unverzüglich und in jedem Fall spätestens binnen vierzehn 
Tagen ab dem Tag, an dem Sie uns über den Widerruf dieses Vertrags unterrichten, 
an uns zurückzusenden oder zu übergeben. Die Frist ist gewahrt, wenn Sie die Waren 
vor Ablauf der Frist von vierzehn Tagen absenden. Sie tragen die unmittelbaren 
Kosten der Rücksendung der Waren. Sie müssen für einen etwaigen Wertverlust der 
Waren nur aufkommen, wenn dieser Wertverlust auf einen zur Prüfung der 
Beschaffenheit, Eigenschaften und Funktionsweise der Waren nicht notwendigen 
Umgang mit ihnen zurückzuführen ist. 

 

Widerrufsformular 

(Wenn Sie den Vertrag widerrufen wollen, dann füllen Sie bitte dieses Formular aus 
und senden Sie es zurück.) 
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An  
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Hiermit widerrufe(n) ich/wir (*) den von mir/uns (*) abgeschlossenen Vertrag über 
den Kauf der folgenden Waren (*) /die Erbringung der folgenden Dienstleistung (*) 

Bestellt am (*) /erhalten am (*) 

Name des/der Verbraucher(s) 

Anschrift des/der Verbraucher(s) 

Unterschrift des/der Verbraucher(s) (nur bei Mitteilung auf Papier) 

Datum 

(*) Unzutreffendes streichen. 

XII. Gerichtsstand  
1. Für sämtliche gegenwärtige und zukünftige Ansprüche aus der Geschäftsverbindung 

mit Kaufleuten einschließlich Wechsel- und Scheckforderungen ist ausschließlicher 
Gerichtsstand der Sitz des Verkäufers, 48703 Stadtlohn.  

2. Der gleiche Gerichtsstand gilt, wenn der Käufer keinen allgemeinen Gerichtsstand 
im Inland hat, nach Vertragsabschluss seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthaltsort aus dem Inland verlegt oder sein Wohnsitz oder gewöhnlicher 
Aufenthaltsort zum Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist.  

3. Im Übrigen gilt bei Ansprüchen des Verkäufers gegenüber einem anderen Käufer 
(Verbraucher) dessen Wohnsitz als Gerichtsstand.  

XIII. Hinweis gemäß § 36 Verbraucherstreitbeilegungsgesetz (VSBG).  
Die Europäische Kommission stellt eine Plattform zur Online-Streitbeilegung (OS) bereit: 
https://ec.europa.eu/consumers/odr/.  
Der Verkäufer wird nicht an einem Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des VSBG teilnehmen und ist hierzu auch nicht 
verpflichtet. 

 

 


